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Ausländerrecht an der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern (Böttcher) 

1 Einleitung 

Mit diesem kleinen Studienbuch soll der Einstieg in die schwierige Materie des Aus-

länderrechts gelingen. Ziel ist es, die Grundzüge des Ausländer- und Asylrechts in 

der Bundesrepublik Deutschland anschaulich und praxisorientiert darzustellen. 

Dazu werden hier die theoretischen Grundlagen des Ausländer- und Asylrechts er-

läutert und die Zusammenhänge zu anderen Rechtsgebieten aufgezeigt. Dabei er-

hebt dieses Skriptum keinen Anspruch auf die vollständige Abbildung des Auslän-

der- und Asylrechts. Der Unterrichtsstoff im Fach „Ausländerrecht“ an der Hoch-

schule für den öffentlichen Dienst in Bayern, Fachbereich Allgemeine Innere Ver-

waltung, wird hier jedoch vollständig abgebildet. 

Die Autoren haben viele Jahre in führender Position in der bayerischen Verwaltung 

gearbeitet und sind seit Jahren in der Lehre und als Prüfer an der Hochschule für 

den öffentlichen Dienst tätig. 
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Ausländerrecht an der Hochschule für den öffentlichen Dienst in Bayern (Böttcher) 

2 Ausländerrecht im Überblick 

Als Ausländerrecht werden diejenigen Rechtsvorschriften bezeichnet, die für Per-

sonen gelten, die nicht die deutsche Staatbürgerschaft haben und die Einreise, und 

den Aufenthalt dieses Personenkreises in der Bundesrepublik regeln sowie die Er-

werbstätigkeit dieses Personenkreises. Wichtigstes Gesetz in diesem Zusammen-

hang ist das Aufenthaltsgesetz (AufenthG).  

Während in der Vergangenheit die Gefahrenabwehr Hauptzweck des Ausländer-

rechts war, sind heute weitere Zwecke zum Ausländerrecht hinzugekommen. So 

zählt § 1 AufenthG die Steuerung und Begrenzung des Zuzugs sowie die Ermögli-

chung und Gestaltung der Zuwanderung als gesetzgeberische Ziele auf. Wirtschaft-

liche und arbeitsmarktpolitische Interessen werden dabei ebenso erwähnt wie hu-

manitäre Verpflichtungen. Die Integration von Ausländern ist als wichtiges Ziel ins 

Gesetz aufgenommen worden. Diese Vielzahl gesetzgeberischer Ziele, die sich ge-

genseitig teils ergänzen und teils auszuschließen scheinen deutet bereits darauf 

hin, dass es sich bei der Materie des Ausländerrechts heute um eine politisch zent-

rale und auch schnelllebige Materie handelt. Im Folgenden soll zunächst ein grober 

Überblick über die wichtigsten Rechtsquellen des Ausländerrechts gegeben wer-

den, bevor auf den Inhalt der Gesetze näher eingegangen wird. Dabei ist zunächst 

der Begriff des Ausländers zu definieren. Eine Legaldefinition findet sich in § 2 Abs. 

1 AufenthG: 

Ausländer ist jeder, der nicht Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG ist.  

Art. 116 Abs. 1 GG beschreibt zwei Personenkreise als Deutsche im Sinne des Grundgesetzes. 

Zum einen diejenigen, die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Zum anderen sind die-

jenigen Personen Deutsche, die 

- als Flüchtling oder Vertriebene 

- deutscher Volkszugehörigkeit 

- oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling 

-  in dem Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31.12.1947 Aufnahme 

gefunden haben. 

Die zweite hier genannte Gruppe der Deutschen wird auch als „Statusdeutsche“ bezeichnet. 

Diese Personengruppe ist gem. §§ 7, 40a StAG kraft Gesetzes zu deutschen Staatsangehöri-

gen geworden, sofern die Voraussetzungen des Art. 116 Abs. 1 GG am 1.8.1999 vorlagen. 

Wer später Statusdeutscher wird, erhält die deutsche Staatsbürgerschaft durch Ausstellung 

einer Bescheinigung gem. § 15 Abs. 1 und 2 BVFG, so dass die Statusdeutscheneigenschaft 

in der Praxis heute kaum noch eine Rolle spielt.1 

                                                           
1 BeckOK, Grundgesetz/Hillgruber, GG Art. 116 Rn. 21. 

Definition 

„Ausländer“ 


